
Portugal und Osttimor
Eine Entgegnung *
Auzug aus der portugiesischen Verfassung, Artikel 293:
"1. Portugal ist weiterhin der Verantwortung verpflichtet, in Übereinstimmung mit 
dem internationalen Recht, das Recht Osttimors auf Unabhängigkeit zu fördern und 
zu garantieren.
2. Es obliegt dem Staatspräsidenten und der Regierung, alles notwendige zu unter­
nehmen, um die unter der vorherigen Nummer aufgestellten Ziele zu erreichen."

Der Botschafter Portugals in Deutsch­
land, Oliviera Pinto da Franca, machte in 
einer Erklärung u.a. folgende Aussage:
"Trotz der Schwierigkeiten daheim [im 

August 1975, in Portugal] und trotz des 
Entkolonialisierungsprozesses,  der
gleichzeitig in allen anderen Kolonien 
durchgeführt wurde, haben die portugie­
sischen Verantwortlichen zahlreiche An­
strengungen unternommen (wobei sie 
sich diplomatisch weiterhin mit Indone­
sien auseinandersetzten), um Frieden 
und Gesetzlichkeit in Timor wiederher­
zustellen. Auch wollten sie den Entkolo­
nialisierungsprozeß in Osttimor auf den 
richtigen Weg bringen".
Doch wie sahen diese zahlreichen 
"Anstrengungen" aus?
Im November 1974 trat der neue Gou­
verneur Osttimors, Oberst Lemos Pires, 
sein Amt an. Zu diesem Zeitpunkt hatten 
sich in Osttimor bereits die verschiede­
nen Parteien gebildet. Danach wäre es 
Portugal am liebsten gewesen, wenn die 
beiden größten Parteien - UDT und Fre- 
tilin - eine Koalition eingegangen wären. 
Der damalige Minister für interterritoria­
le Koordinierung, Almeida Santos, der 
Osttimor 1974 besuchte, hielt die Unter­
schiede zwischen beiden Parteien nur für 
Wortspiele in den Programmen. 1 Im Ja­
nuar 1975 kam es tatsächlich zu einer 
Koalition. Trotz der Freude der Portugie­
sen über die Koalition trafen sich Vertre­
ter Portugals und Indonesiens in London 
zu Geheimgesprächen. Obwohl die Ge­
spräche die Zukunft des Landes zum In­
halt hatten, fanden sie statt, ohne die Ko­
alition in Osttimor in Kenntnis zu setzen.
Trotz dieser Geheimgespräche ver­
suchten die Portugiesen auch weiterhin, 
die Entkolonialisierung voranzutreiben. 
Am 7. Mai 1975 traf sich der portugiesi­
sche Gouverneur zu Gesprächen mit 
Vertretern der UDT und der Fretilin. 
Vertreter der Apodeti waren bei diesem 
Treffen nicht anwesend, da die beiden 
anderen Parteien ihre Teilnahme nicht 
wünschten. Das Ergebnis dieser Ge­
spräche war, daß man sich darauf einigte, 
in Macau mit Vertretern aller drei Par­
teien über den Weg zu einer möglichen 
Entkolonialisierung zu reden.
Ende Mai 1975 brach allerdings die 
Koalition nach dem Rückzug der UDT 
auseinander.

Die Macau-Konferenz fand trotzdem 
statt. Während die UDT, die Apodeti und 
Portugal an der Konferenz teilnahmen, 
hatte sich die Fretilin geweigert, mit der 
Apodeti über die Entkolonialisierung zu 
reden und blieb somit der Konferenz 
fern. Parallel zu diesen Gesprächen führte 
die portugiesische Delegation auch Ge­
spräche mit indonesischen Vertretern, um 
sie über den aktuellen Stand der Ver­
handlungen auf dem laufenden zu halten.

Zum Abschluß der Konferenz wurde 
ein genauer Fahrplan für die Entkolonia­
lisierung festgelegt. Demnach sollte die 
portugiesische Herrschaft nach Bildung 
einer Übergangsregierung und danach 
stattfindenden Wahlen im Oktober 1978 
enden.
Als im August 1975 der UDT-Putsch 
losging, war die portugiesische Verwal­
tung, nachdem im Zuge der Nelkenrevo­

*) Alle kursiv gesellten Stellen der Entgegenung 
sind Auszüge aus der Rede des portugiesischen 
Botschafters, die er während der Tagung "Die 
Europäische Verantwortung für Osttimor" in 
der Evangelischen Akademie Iserlohn am 2.10. 
1994 gehalten hat.

lution fast alle in Osttimor stationierten 
Soldaten nach Portugal zurückgekehrt 
waren, praktisch schutzlos. Dem Gou­
verneur standen nur rund 100 Soldaten 
zur Verfügung. Als die Kämpfe in der 
Hauptstadt DQi an Intensität Zunahmen, 
flüchtete der Gouverneur samt aller Sol­
daten und portugiesischen Verwaltungs­
angestellten nach Ataüro.
Lemos Pires hatte bereits im Vorfeld 
des Putsches Lissabon mehrfach auf­
gefordert, ihm militärische Verstärkung 
zu entsenden, doch wurde dies stets ab­
gelehnt. Als er nach dem Ausbruch des 
Putsches erneut nach Lissabon telegra­
fierte, damit die Regierung einen Abge­
sandten nach Osttimor entsende, um die 
Ereignisse zu verfolgen und im Namen 
der Regierung mit den Konfliktparteien 
direkt zu verhandeln, wurde dies erst 
abgelehnt. Erst drei Tage später trafen in 
Jakarta 2 drei portugiesische Delegierte 
ein, die allerdings von indonesischen 
Behörden an einem Weiterflug nach Ost­
timor gehindert wurden. Sie mußten ohne 
Ergebnis nach Portugal zurückkehren.

Nach dem Ende des Bürgerkrieges 
wurden die Portugiesen mehrmals von 
der Fretilin, die mittlerweile die de facto 
Herrschaft über Osttimor ausübte, auf­
gefordert, nach Osttimor zurückzukehren, 
um den begonnen Entkolonialisierungs­
prozeß zu beenden. Immer wieder lehnte 
Portugal diese Forderung ab. Stattdessen 
trafen sie sich erneut mit Vertretern der 
indonesischen Regierung in Rom, wobei 
die indonesischen Vertreter Portugal 
drängten, das Problem nicht zu interna­
tionalisieren.
Nach den Rom-Gesprächen lud die 
portugiesische Entkolonialisierungs­
kommission die Führer der drei Parteien 
zu Gesprächen nach Australien ein. Die
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Fretilin stimmte zu. UDT und Apodeti, 
die mit dem Ende des Bürgerkrieges nach 
West-Timor geflüchtet waren, schlugen 
ihrerseits Gespräche in Indonesien vor. 
Dies lehnten die Portugiesen rundweg ab. 
Doch kam es nicht zu den Gesprächen in 
Australien. Die Invasion Osttimors durch 
Indonesien beendete abrupt den begon­
nenen Entkolonialisierungsprozeß.
"Portugal war einer der CoAutoren 
der Resolution 37/30 vom 23. November 
1982, durch die der Generalsekretär 
beauftragt wurde, Gespräche mit allen 
direkt beteiligten Parteien aufzunehmen".
Nun ist es richtig, daß Portugal Co- 
Autor dieser Resolution war. Doch ge­
nauso richtig ist es festzustellen, daß dies 
die allererste Resolution war, die die 
Portugiesen als "Verwaltungsmacht" mit 
einbrachten. Vorher hatten sie immer nur 
für die Verabschiedung der verschie­
denen eingebrachten Resolutionen ge­
stimmt.
Was die Resolution 37/30 vom 23. 
November 1982 angeht, so war Portugal 
zwar ein Co-Autor, aber gleichzeitig 
auch für den vergleichsweise milden In­
halt der Resolution verantwortlich. Aus 
Angst vor einer Abstimmungsniederlage 
wurde der Generalsekretär damit beauf­
tragt, über die Situation in Osttimor bei 
der darauffolgenden Generalversamm­
lung zu berichten und Gespräche mit den 
direkt beteiligten Parteien aufzunehmen. 
Diese begannen im Juli 1983, allerdings 
unter Ausschluß einer der direkt betei­
ligten Parteien, nämlich der Osttimore- 
sen.
Zu ersten formellen Gesprächen zwi­
schen Portugal und der Fretilin kam es 
erst am 24. September 1985, als sich der 
damalige Außenminister Portugals, 
Jaime Gama, mit Jose Ramos-Horta traf. 
Kurz vorher hatte es eine Wende in der 
portugiesischen Diplomatie gegeben. 
Zunehmend befaßte man sich nun mit der 
Osttimor-Problematik. Noch ein Jahr 
vorher soll Jaime Gama, auch da schon in 
der Position des Außenministers, in ei­
nem privaten Gespräch bedauert haben, 
daß sich die portugiesische öffentliche 
Meinung noch immer nicht mit der Inte­
gration Osttimors in Indonesien abge­
funden habe .3
"Portugal begann [nach dem Beitritt 

zur EG] nie vorher dagewesene An­
strengungen in den internationalen Fo­
ren (bis hin zum Internationalen Ge­
richtshof) zu unternehmen. Dazu nutzte 
es jede sich bietende Gelegenheit, Ostti­
mor zu thematisieren, sowohl um den 
begonnenen Entkolonialisierungsprozeß 
in Übereinstimmung mit dem interna­
tionalen Recht zu vollenden als auch um 
der intolerablen Menschenrechtssituation 
in Osttimor ein Ende zu bereiten. Dies 
sollte aber nicht unsere Bereitschaft 
ausschließen, unter der Schirmherrschaft 
des Generalsekretärs den Dialog fortzu ­
führen und weiterhin die Tür für jede In­
itiative offen zu halten, um die Differen­

südostasien Informationen 4/94

zen zwischen uns und den Indonesiern zu 
überbrücken. Vor diesem Hintergrund 
akzeptierte das portugiesische Parlament 
im Prinzip eine Einladung des indonesi­
schen Parlaments im Jahre 1988, eine 
Delegation nach Osttimor zu entsenden, 
vorausgesetzt, beide Seiten könnten sich 
auf die Rahmenbedingungen einigen. 
Dies war, berücksichtigt man sämtliche 
darin enthaltenen gesetzlichen, politi­
schen und diplomatischen Empfindlich­
keiten, keine leichte Aufgabe. Wir ver­
säumten es, nachdem wir über die Rah­
menbedingungen übereingekommen wa­
ren, in letzter Minute auch über die 
ebenfalls empfindlichen Probleme bei der 
Durchführbarkeit übereinzukommen. So 
konnte der für Ende Oktober 1991 ge­
plante Besuch nicht Zustandekommen und 
wurde eingestellt."
Tatsächlich begann Portugal nach sei­
nem Beitritt zur EG in internationalen 
Foren wie der EG, der Interparlamenta­
rischen Union (IPU) und bei den Treffen 
der Staaten des Lome-Abkommens, 
Osttimor immer wieder ins Gespräch zu 
bringen.
Im Rahmen der EG boykottierte Por­
tugal z.B. die Umwandlung der Vertre­
tung der EG in Jakarta in eine Botschaft. 
Darüberhinaus hat es Portugal bis heute 
zu verhindern gewußt, daß ein wirt­
schaftliches Abkommen zwischen den 
ASEAN-Staaten und der EG zustande 
kommen konnte. Direkt nach dem Beitritt 
brachte Portugal auch eine Resolution in 
der EG ein, die Indonesien verurteilte.
Bei der IPU war Portugal auch immer 
besorgt, daß das Thema Osttimor nicht 
vergessen wurde. Mehrere Resolutionen 
wurden dort verabschiedet. Ähnlich war 
es bei den Treffen der Staaten des Lome- 
Abkommens. Dort erhielt Portugal aber 
auch Unterstützung durch seine ehema­
ligen afrikanischen Kolonien.
In bezug auf die Parlamentarierdelega­
tion war das portugiesische Parlament 
bereits Anfang 1988 vom indonesischen 
Parlament eingeladen worden, eine De­
legation zu entsenden. In den Gesprächen 
mit den indonesischen Vertretern ging es 
zuerst vornehmlich darum, den Status 
einer solchen Delegation zu klären. In­
donesien wollte die Delegation als eine 
Beobachtungsabordnung verstanden 
wissen, die nach dem Besuch der Staa­
tengemeinschaft erklären sollte, daß in 
Osttimor Fortschritte erkennbar wären 
und die die Annektion anerkannte. Por­
tugal seinerseits wollte die Parlamenta­
rierdelegation als Untersuchungskom­
mission einsetzen, die die Ereignisse im 
Land untersuchen sollte.
Uneinigkeit herrschte auch über die 
Reiseroute. Während die indonesische 
Seite einen Aufenthalt in Jakarta für 
dringend notwendig hielt, weigerte sich 
die portugiesische Seite sowohl, nach 
Jakarta zu fliegen, als auch gegen die 
Notwendigkeit eines Visums für die De­
legationsmitglieder.

Osttimor

Allerdings konnten auch diese Hin­
dernisse nach langen Verhandlungen und 
verschiedenen Verschiebungen des Ab­
reisetermins überwunden werden. Ende 
September 1991 kamen beide Seiten 
überein, die Parlamentarierdelegation 
Ende Oktober Osttimor besuchen zu las­
sen. Dabei wurde jeder Seite zugestan­
den, 13 Abgeordnete zu benennen. Dar­
überhinaus sollte die Delegation von 32 
Journalisten, zehn portugiesischen, zehn 
indonesischen und zwölf internationalen 
begleitet werden. Diese sollten zu glei­
chen Teilen von Portugal und Indonesien 
ausgewählt werden. Nachdem Portugal 
seine Liste der indonesischen Seite vor­
gestellt hatte, legte der indonesische 
Außenminister ein Veto gegen drei von 
Portugal benannte Journalisten ein: Rui 
Araüjo, Mario Robalo und Jill Jolliffe. 
Nach wütenden portugiesischen Protesten 
nahm die indonesische Seite ihr Veto 
gegen die beiden erstgenannten zurück, 
behielt aber das Veto gegen Jill Jolliffe 
bei. Da keine der beiden Seiten der je­
weils anderen Seite ein Veto gegen die 
Aufnahme von Journalisten zugestanden 
hatte, hob der Präsident des portugiesi­
schen Parlaments die Abreise der Dele­
gation auf und verschob den Termin auf 
unbestimmte Zeit.
Viele Timoresen fragten sich, warum 
die portugiesische Seite nicht einfach 
einen anderen Journalisten anstelle von 
Jill Jolliffe ernannte, doch Portugal be- 
harrte auf seinem Standpunkt, nicht 
nachzugeben. Jose Ramos-Horta warf 
dabei der portugiesichen Seite vor, die 
ganze Zeit über von einer Parlamenta­
rierdelegation als Ziel in sich zu sprechen 
und am Ende froh darüber gewesen zu 
sein, daß eine solche Reise nicht gar 
nicht erst stattfand.4
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Anmerkungen:

1) Vgl Riscado 1981, 8 59.
2) Da es keine direkte Flugverbindung von Por­
tugal nach Osttimor gab, mußte der Weg über 
Jakarta gewählt werden.

3) Vgl Diärio de Noticias vom 18.3.1984.
4) Vgl Jose RamosHorta, Amanha em Dill 
1994, 8.277.
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